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646 Sprengſtoffverſendungsvorſchrift .

§ 37. Dieſe Verordnung tritt am 1. Oktober 1905 in Kraft .
Das in § 1 Abſatz 2 des Reichsgeſetzes vom 9. Juni 1884 und 8 5
der diesſeitigen Verordnung vom 1. September 1884 ( ergänzt durch
die Verordnung vom 17. Juni 1887 ) vorgeſchriebene Regiſter iſt , wie

ſeither , nach anliegendem Formular ! ) zu führen .

5. Verordnung des Miniſteriums des Innern

vom 13 . März 1894 , die Verſendung von Spreng⸗
ſtoffen und Munitionsgegenſtänden der Militär⸗

und Marineverwaltung auf Land⸗ und Waſſer⸗

wegen betreffend .
( Sprengſtoff⸗Verſendungsvorſchrift . )

( Geſ. ⸗ und VOBl . Seite 118. )
Im Anſchluß an die diesſeitige Verordnung vom (8. Nov. v. J .

den Verkehr mit Sprengſtoffen betreffend ( Geſ . ⸗ u. VOBl . Seite 137 ) 2
wird gemäß einer von den verbündeten Regierungen im Bundesrat

getroffenen Verabredung unter Aufhebung der diesſeitigen Verord⸗

nung vom 22. Auguſt 1888 in obigem Betreff ( Geſ. ⸗ u. VOBl . S. 536 )
verordnet , was folgt :

J. Allgemeine Beſtimmungen .
Vei Verſendung von Sprengſtoffen und Munitionsgegenſtänden

der Militär - und Marineverwaltung auf Land⸗ und Waſſerwegen
ohne militäriſche Begleitung iſt die infolge des Bundesrats⸗

beſchluſſes vom 15. Juni 1893 erlaſſene Verordnung vom I8. No⸗
vember v. J. , betreffend den Verkehr mit Sprengſtoffen
( Geſ. ⸗ u. VOBl . Seite 137 ) l ) , mit der Einſchränkung maßgebend ,
daß die vorſchriftsmäßige Einrichtung , Bezeichnung und Verpackung
der Behälter durch den ſeitens der abſendenden Behörde ausge⸗
fertigten Frachtſchein als nachgewieſen anzuſehen iſt und nicht der

polizeilichen Prüfung unterliegt .
Für alle unter militäriſcher Begleitung ſtattfindenden

Verſendungen von Sprengſtoffen und Munitionsgegenſtänden der
Militär⸗ und Marineverwaltung auf Land⸗ und Waſſerwegen gelten
die vorerwähnten Beſtimmungen nach Maßgabe der nachſtehend zu
den einzelnen Paragraphen aufgeführten Zuſatzvorſchriften .

Welchen Sendungen ein militäriſches Begleitkommando beizu⸗
geben iſt , ſowie die Zuſammenſetzung und Stärke des letzteren , be⸗

ſtimmt die Militär⸗ bezw . Marinebehörde .

Zu § 8 2 und 3. a) Die Beſtimmungen , betreffend den Ver⸗

kehr mit Sprengſtoffen , und die nachſtehenden Vorſchriften kommen

1) Seite 633 abgedruckt .
) Jetzt Verordnung vom 29. Auguſt 1905 , den Verkehr mit

Sprengſtoffen betr . , Geſ. s u. VOBl . S. 423 ( vorſtehend abgedruckt ) .
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nur in Anwendung bei denjenigen Sprengſtoffen und Munitions⸗
gegenſtänden , welche in Ausführung des I§ 35 Ziffer 7 der Militär⸗
Transport⸗Ordnung für Eiſenbahnen im Frieden ( Friedens⸗Trans⸗
port⸗Ordnung ) vom 11. Februar 1888 ( Reichsgeſetzblatt Seite 23) 1lvon den vereinigten Ausſchüſſen des Bundesrats für das Landheerund die Feſtungen und für Eiſenbahnen , Poſt und Telegraphen je⸗
weilig als „ zur Gefahrsklaſſe gehörig “ bezeichnet ſind , ſowiebei allen von der Militär⸗ und Marineverwaltung zu Verſuchs⸗
zwecken beſtimmten , noch nicht eingeführten Sprengſtoffen und
Munitionsgegenſtänden ; dieſelben finden jedoch keine Anwendungbei denjenigen der vorbezeichneten Sprengſtoffe und Munitionsgegen⸗
ſtände , welche in Taſchen oder Torniſter der Mannſchaften
verpackt oder in Kriegsfahrzeuge oder auf Kriegsſchiffeverladen ſind . Dieſe , ſowie alle übrigen in der Militär⸗ und Marine⸗
verwaltung eingeführten Sprengſtoffe und Munitionsgegenſtände unter⸗
liegen bei der Verſendung unter militäriſcher Begleitung weder
dieſer Vorſchrift noch den Eingangs gedachten Beſtimmungen .

b) Die Einholung der Genehmigung der Landespolizeibehörde
zur Verſendung , Aufbewahrung und Verausgabung von im § 2nicht
aufgeführten , zu Verſuchszwecken beſtimmten Sprengſtoffen uſw . iſt
nicht erforderlich .

Zu § 4. a) Jeder höheren Zivilverwaltungsbehörde ( Landes⸗
kommiſſär ) , durch deren Bereich die Sendung geht , ſiſt von der ab⸗
ſendenden Behörde die betreffende Marſchroute und die Größe der
Sendung mitzuteilen . Der Landeskommiſſär hat die beteiligten Unter⸗
behörden anzuweiſen , die erforderlichen Anordnungen zum ſchnellen
und ſicheren Fortkommen der Sendung zu treffen .

Außer dieſer Benachrichtigung erhalten die Polizeibehörden der
Durchzugsorte kurz zuvor auch noch eine Mitteilung durch den
Führer des Begleitkommandos über den Zeitpunkt des Eintreffensder Sendung am Orte .

Bei Verſendungen , welche in einem Tage zur Ausführung
kommen , ſind ſeitens der abſendenden Behörden nur die beteiligten
Ortspolizeibehörden in Kenntnis zu ſetzen , worauf dieſe die für die
Sicherung und ungehinderte Durchführung der Sendung erforderlichen
Maßnahmen zu treffen haben .

Eine Benachrichtigung der Polizeibehörden erfolgt nicht , wenn
das Gewicht der Sendung weniger als 250 kg beträgt , und ferner
nicht bei allen Verſendungen innerhalb der Garniſonen und der zu
denſelben gehörigen Anlagen . In dieſen Fällen hat die Militär⸗
behörde allein die nötigen Sicherheitsmaßregeln zu treffen . Wenn
unter beſonderen Umſtänden auch hierbei die Hilfeleiſtung der Polizei⸗
behörde erwünſcht iſt , ſo hat dieſe auf Anſuchen der Kommandantur
beziehungsweiſe des Garniſonälteſten die Unterſtützung zu gewähren .

＋Jetzt 8 54 Ziffer 18 der Militär⸗Transport⸗Ordnung vom
18. Januar 1899 ( RCGGBl. S. 15) .
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b) Der Vorlage des Frachtſcheins an die Ortspolizeibehörde des
Abſendeorts zur Viſierung bedarf es nicht , auch darf von dieſer Be⸗
hörde die Vorlage der beſcheinigten Lieferſcheine nicht verlangt werden .

Zu § 5. Die Vorſchrift dieſes Paragraphen findet auf Sen⸗
dungen der Militär⸗ und Marineverwaltung nicht Anwendung .

Zu § 6. a) Die in der Armee und Marine vorgeſchriebenen
Packgefäße für Sprengſtoffe und Munitionsgegenſtände , einſchließlich
der Geſchoßkörper mit ſicherndem Abſchluſſe der Sprengladung , ſind
nach ihrer Beſchaffenheit , der Art ihrer Verpackung und Inhalts⸗
bezeichnung und dem Gewichte als den Beſtimmungen entſprechend
zu erachten .

b) Das loſe Kornpulver braucht vor der Verpackung in Tonnen
oder Kiſten nur dann in leinene Säcke geſchüttet zu werden , wenn
die Beförderung länger als einen Tag dauert .

II . Beſondere Beſtimmungen für den Landverkehr .

Zu §S 8. Wenn das Verladen oder Abladen ausnahmsweiſe
an einer anderen Stelle als vor der Fabrik oder dem Lagerraum
oder innerhalb dieſer Räume geſchehen ſoll , ſo iſt ſeitens der Kom⸗
mandantur beziehungsweiſe des Garniſonälteſten die Genehmigung
der Polizeibehörde hierzu einzuholen und von letzterer die zur Auf⸗
rechterhaltung der Ordnung an der Ladeſtelle erforderliche Polizei⸗
mannſchaft zu ſtellen .

Zu § 9. a) Das für Verladung von Tonnen vorgeſchriebene
Zwiſchenlegen von Haar - oder Strohdecken kann durch ein Umwickeln
der einzelnen Tonnen mit Strohbändern erſetzt werden .

b) Zwiſchen die Kaſten und Körbe mit geladenen Geſchoſſen
brauchen Haardecken oder andere Mittel nicht gelegt zu werden , nur
oberhalb iſt die Ladung mit Haardecken zu bedecken .

Zu § 8 12 und 13. a) Der von den Begleitkommandos mili⸗
täriſcher Sendungen von Sprengſtoffen und Munitonsgegenſtänden
behufs Verhütung der Gefährdung der Sendungen ergehenden Auf⸗
forderung zu Handlungen oder Unterlaſſungen — insbeſondere zum
Anhalten , zum langſamen Vorbeifahren oder Vorbeireiten , zum Aus⸗
weichen , zum Unterlaſſen des Rauchens , zum Auslöſchen von Feuer —
haben Wagenführer , Reiter und andere Perſonen ungeſäumt Folge
zu leiſten .

Zuwiderhandlungen werden , unbeſchadet des nötigenfalls von
den Begleitkommandos zur Anwendung zu bringenden unmittelbaren
Zwangs , nach § 367 Nr. 5 des Strafgeſetzbuchs für das Deutſche
Reich ( Reichsgeſetzblatt von 1876 Seite 115 ) beſtraft .

b) Entgegenkommende oder den Transport einholende Fuhr⸗werke oder Reiter müſſen den mit Sprengſtoffen ꝛc. beladenen Wagen
ganz ausweichen .
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c) Dem Führer des Begleitkommandos iſt es geſtattet , erfor⸗
derlichenfalls neben den mit Sprengſtoffen ꝛc. beladenen Wagen in
ſchneller Gangart zu reiten .

d) Beſteht die Sendung aus einer größeren Anzahl von Wagen ,
ſo können Gruppen von zwei bis drei Wagen gebildet werden , in
welchen die einzelnen Wagen nur 10 m Abſtand halten ; die Gruppen
wüſſen jedoch in mindeſtens 50 m Entfernung von einander bleiben .

Zu § 15. Die Fuhrwerke müſſen von Eiſenbahnzügen oder
geheizten Lokomotiven mindeſtens 300 m entfernt bleiben .

Bei Wegeſtrecken , auf welchen wegen der gleichlaufenden Rich⸗
tung der Eiſenbahn und des Wegs oder wegen des Verkehrs aufder Bahn der vorſtehenden Vorſchrift nicht genügt werden kann , iſtder Eiſenbahnbehörde , der die unmittelbare Betriebsleitung der be⸗
treffenden Strecke obliegt , durch die abſendende Behörde von dem
beabſichtigten Transporte Mitteilung zu machen . Die Eiſenbahnbe⸗hörde hat dann die zur Beſeitigung der Gefahr geeigneten Anord⸗
nungen zu treffen .

Zu § 18. Die Anzeige über eine Sendung , deren weitere Be⸗
förderung bedenklich erſcheint , iſt ſeitens des Führers des Begleit⸗kommandos in Garniſonorten der Kommandantur beziehungsweiſedem Garniſonälteſten und nur an anderen Orten der Polizeibehörde
zu erſtatten ; dieſe Stellen haben das zur gefahrloſen weiteren Be⸗
handlung der Sendung Nötige zu veranlaſſen .

Die Zuziehung eines von dem Abſender zu entſendenden Sach⸗
verſtändigen zu fordern oder die Vernichtung der Sendung anzuordnen ,
iſt die Polizeibehörde nicht befugt .

Zu § 19. Bei der Verſendung von Sprengſtoffen und Munitions⸗
gegenſtänden von nicht mehr als 35 kg Bruttogewicht haben von
den Vorſchriften dieſes Abſchnitts nur die Zuſatzvorſchriften zu 88 8
und 9 Gültigkeit .

III . Beſondere Beſtimmungen für den Waſſerverkehr .
Zu § 21. Die Zuſatzvorſchriften zu 88 8, 9, 12 und 13 ( Punkt a) ,

15, 18 und 19 finden auch für den Waſſerverkehr Anwendung .
Zu § 23. Die mit Sprengſtoffen ꝛc. beladenen Kähne ſind vor

allen anderen Kähnen durch die Schleuſen zu ſchaffen .
Ein gleichzeitiges Durchſchleufen anderer Kähne mit den mit

Sprengſtoff beladenen iſt unſtatthaft .

6 . Polizeiſtrafgeſetzbuch .
§ 105 . Einer Geldſtrafe ! ) unterliegt , wer ohne polizei⸗

iche Bewilligung eine Schießſtätte errichtet oder den bei der

9 Übertretungsſtrafe ( S . 39 des PolstrGB . in der Faſſungder Bekanntm . v. 25. Juli 1923 , oben S. 546) .
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